
Vorschläge zur Digitalisierung der HGO

(Stand: 28.02.2024)

aktuelle Gesetzeslage vorgeschlagene Änderungen 

§ 25 Widerstreit der Interessen

 (4) Wer annehmen muss, weder beratend noch entscheidend mitwirken zu 

dürfen, hat dies vorher dem Vorsitzenden des Organs oder Hilfsorgans, dem er 

angehört oder für das er die Tätigkeit ausübt, mitzuteilen. Wer an der Beratung 

und Entscheidung nicht teilnehmen darf, muss den Beratungsraum verlassen; dies 

gilt auch für die Entscheidung nach Abs. 3.

 (4) Wer annehmen muss, weder beratend noch entscheidend mitwirken zu dürfen, 

hat dies vorher dem Vorsitzenden des Organs oder Hilfsorgans, dem er angehört 

oder für das er die Tätigkeit ausübt, mitzuteilen. Wer an der Beratung und 

Entscheidung nicht teilnehmen darf, muss den Beratungsraum oder die hybride 

Sitzung verlassen; dies gilt auch für die Entscheidung nach Abs. 3.

§ 52 Öffentlichkeit

(3) Die Hauptsatzung kann bestimmen, dass in öffentlichen Sitzungen Film- und 

Tonaufnahmen durch die Medien mit dem Ziel der Veröffentlichung zulässig sind.

(3) Die Hauptsatzung kann bestimmen, dass in öffentlichen Sitzungen Film- und 

Tonaufnahmen durch die Medien mit dem Ziel der Veröffentlichung zulässig sind. 

Darüber hinaus kann bestimmt werden, dass die Sitzung durch die Gemeinde 

mittels Ton-/Bildübertragung aufgezeichnet wird und auf der Homepage der 

Gemeinde eingestellt wird. Die Übertragung von Bild und Ton ist unabhängig 

davon zulässig, ob der Gemeindevertreter in die Übertragung eingewilligt hat. 

§ 53 Beschlussfähigkeit

(1) Die Gemeindevertretung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 

gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter anwesend ist. Der Vorsitzende stellt die 

Beschlussfähigkeit bei Beginn der Sitzung fest; die Beschlussfähigkeit gilt so lange 

als vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag festgestellt wird. Der Antragsteller 

zählt zu den anwesenden Gemeindevertretern.

(1) Die Gemeindevertretung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 

gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter in Präsenz oder hybrid anwesend ist. Der 

Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit bei Beginn der Sitzung fest; die 

Beschlussfähigkeit gilt so lange als vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag 

festgestellt wird. Der Antragsteller zählt zu den teilnehmenden 

Gemeindevertretern.
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Vorschläge zur Digitalisierung der HGO

(Stand: 28.02.2024)

aktuelle Gesetzeslage vorgeschlagene Änderungen 

§ 58 Aufgaben des Vorsitzenden

(1) Der Vorsitzende beruft die Gemeindevertreter zu den Sitzungen der 

Gemeindevertretung schriftlich oder elektronisch unter Angabe der Gegenstände 

der Verhandlung. Zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag müssen 

mindestens drei Tage liegen. In eiligen Fällen kann der Vorsitzende die 

Ladungsfrist abkürzen, jedoch muss die Ladung spätestens am Tage vor der 

Sitzung zugehen. Hierauf muss in der Einberufung ausdrücklich hingewiesen 

werden. Im Falle des § 53 Abs. 2 muss die Ladungsfrist mindestens einen Tag 

betragen.

1) Der Vorsitzende beruft die Gemeindevertreter zu den Sitzungen der 

Gemeindevertretung schriftlich oder elektronisch unter Angabe der Gegenstände 

der Verhandlung. Sofern ein digitales Sitzungsdienstprogramm verwandt wird, ist 

die Bereitstellung der Einberufung im Programm ausreichend, sofern hierüber 

eine Benachrichtigung an den Gemeindevertreter erfolgt. Zwischen dem Zugang 

der Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens drei Tage liegen. In eiligen 

Fällen kann der Vorsitzende die Ladungsfrist abkürzen, jedoch muss die Ladung 

spätestens am Tage vor der Sitzung zugehen. Hierauf muss in der Einberufung 

ausdrücklich hingewiesen werden. Im Falle des § 53 Abs. 2 muss die Ladungsfrist 

mindestens einen Tag betragen.

§ 58a Hybride Zuschaltung zu Sitzungen

Die Mitglieder der Gemeindevertretung mit Ausnahme des Vorsitzenden sowie die 

Mitglieder des Gemeindevorstandes können auch ohne Anwesenheit am 

Sitzungsort im Wege der elektronischen Kommunikation an den Sitzungen 

teilnehmen und ihre Mitgliederrechte ausüben (hybride Sitzungen), sofern dies in 

der Hauptsatzung bestimmt ist.  Dies gilt nicht bei Wahlen (§ 55 HGO), der Ladung 

zur ersten Sitzung der Gemeindevertretung nach der Wahl (§ 56 Abs. 2 HGO) 

sowie der Beschlussfassung über Satzungen und ihre Änderung bzw. Aufhebung (§ 

5 HGO).  

Sofern eine hybride Zuschaltung aus technischen Gründen nicht möglich ist, 

ändert dies an der Rechtswirksamkeit des Beschlusses nichts. § 53 HGO bleibt 

unberührt. 
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Vorschläge zur Digitalisierung der HGO

(Stand: 28.02.2024)

aktuelle Gesetzeslage vorgeschlagene Änderungen 

§ 61 Niederschrift

(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Gemeindevertetung ist 

eine Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift muss ersichtlich sein, wer in 

der Sitzung anwesend war, welche Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse 

gefasst und welche Wahlen vollzogen worden sind. Die Abstimmungs- und 

Wahlergebnisse sind festzuhalten. Jedes Mitglied der Gemeindevertretung kann 

verlangen, dass seine Abstimmung in der Niederschrift festgehalten wird.  

(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Gemeindevertetung ist 

eine Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift muss ersichtlich sein, wer an 

der Sitzung teilgenommen hat, welche Gegenstände verhandelt, welche Beschlüsse 

gefasst und welche Wahlen vollzogen worden sind. Die Abstimmungs- und 

Wahlergebnisse sind festzuhalten. Jedes Mitglied der Gemeindevertretung kann 

verlangen, dass seine Abstimmung in der Niederschrift festgehalten wird. Die 

Niederschrift wird eigenverantwortlich durch den Schriftführer erstellt. Ein 

Anspruch auf Protokollierung von Redebeiträgen besteht nicht.  

(3) Eine Kopie der Niederschrift ist innerhalb eines in der Geschäftsordnung 

festzulegenden Zeitraumes an alle Gemeindevertreter schriftlich oder 

elektronisch zu übersenden. Über Einwendungen gegen die Niederschrift 

entscheidet die Gemeindevertretung.

(3) Eine Kopie der Niederschrift ist innerhalb eines in der Geschäftsordnung 

festzulegenden Zeitraumes an alle Gemeindevertreter schriftlich oder elektronisch 

zu übersenden. Sofern ein digitales Sitzungsdienstprogramm verwandt wird, ist 

die Bereitstellung der Niederschrift im Programm ausreichend, sofern hierüber 

eine Benachrichtigung an den Gemeindevertreter erfolgt. Über Einwendungen 

gegen die Niederschrift entscheidet die Gemeindevertretung. 
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Vorschläge zur Digitalisierung der HGO

(Stand: 28.02.2024)

aktuelle Gesetzeslage vorgeschlagene Änderungen 

§ 62 Ausschüsse

(2) Anstelle der Wahl der Ausschussmitglieder (§ 55) kann die 

Gemeindevertretung beschließen, dass sich alle oder einzelne Ausschüsse nach 

dem Stärkeverhältnis der Fraktionen zusammensetzen; § 22 Abs. 3 und 4 des 

Hessischen Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend. In diesem Fall werden die 

Ausschussmitglieder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung, nach der 

Konstituierung eines Ausschusses auch dessen Vorsitzenden, von den Fraktionen 

schriftlich benannt; der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt der 

Gemeindevertretung die Zusammensetzung der Ausschüsse schriftlich bekannt. 

Die Mitglieder der Ausschüsse können sich im Einzelfall durch andere 

Gemeindevertreter vertreten lassen. Die von einer Fraktion benannten 

Ausschussmitglieder können von dieser abberufen werden; die Abberufung ist 

gegenüber dem vorsitzenden der Gemeindevertretung und dem Vorsitzenden des 

Ausschusses schriftlich oder elektronisch zu erklären. Nachträgliche Änderungen 

des Stärkeverhältnisses der Fraktionen, die sich auf die Zusammensetzung der 

Ausschüsse auswirken, sind zu berücksichtigen. Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Anstelle der Wahl der Ausschussmitglieder (§ 55) kann die Gemeindevertretung 

beschließen, dass sich alle oder einzelne Ausschüsse nach dem Stärkeverhältnis der 

Fraktionen zusammensetzen; § 22 Abs. 3 und 4 des Hessischen 

Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend. In diesem Fall werden die 

Ausschussmitglieder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung, nach der 

Konstituierung eines Ausschusses auch dessen Vorsitzenden, von den Fraktionen 

schriftlich oder elektronisch benannt; der Vorsitzende der Gemeindevertretung gibt 

der Gemeindevertretung die Zusammensetzung der Ausschüsse schriftlich bekannt. 

Die Mitglieder der Ausschüsse können sich im Einzelfall durch andere 

Gemeindevertreter vertreten lassen. Die von einer Fraktion benannten 

Ausschussmitglieder können von dieser abberufen werden; die Abberufung ist 

gegenüber dem vorsitzenden der Gemeindevertretung und dem Vorsitzenden des 

Ausschusses schriftlich oder elektronisch zu erklären. Nachträgliche Änderungen des 

Stärkeverhältnisses der Fraktionen, die sich auf die Zusammensetzung der 

Ausschüsse auswirken, sind zu berücksichtigen. Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Für den Geschäftsgang eines Ausschusses gelten sinngemäß die Vorschriften 

der §§ 52 bis 55, § 57 Abs. 2, § 58 Abs. 1 bis 4, Abs. 5 Satz 1 mit der Maßgabe, 

dass das Benehmen auch mit dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

herzustellen ist, Abs. 6 und der §§ 59 bis 61. Im Übrigen bleiben das Verfahren 

und die innere Ordnung der Ausschüsse der Regelung durch die Geschäftsordnung 

der Gemeindevertretung vorbehalten.

(5) Für den Geschäftsgang eines Ausschusses gelten sinngemäß die Vorschriften 

der §§ 52 bis 55, § 57 Abs. 2, § 58 Abs. 1 bis 4, Abs. 5 Satz 1 mit der Maßgabe, dass 

das Benehmen auch mit dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung herzustellen 

ist, Abs. 6 und der §§ 58a bis 61. Im Übrigen bleiben das Verfahren und die innere 

Ordnung der Ausschüsse der Regelung durch die Geschäftsordnung der 

Gemeindevertretung vorbehalten.
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Vorschläge zur Digitalisierung der HGO

(Stand: 28.02.2024)

aktuelle Gesetzeslage vorgeschlagene Änderungen 

§ 66 Aufgaben des Gemeindevorstands

(2) Der Gemeindevorstand hat die Bürger in geeigneter Weise, ins-

besondere durch öffentliche Rechenschaftsberichte, über wichtige Fragen zu 

unterrichten und das Interesse der Bürger an der Selbstverwaltung zu pflegen.

(2) Der Gemeindevorstand hat die Bürger in geeigneter Weise, insbesondere durch 

öffentliche Rechenschaftsberichte, über wichtige Fragen zu unterrichten und das 

Interesse der Bürger an der Selbstverwaltung zu pflegen. Er kann hierzu auch die 

Homepage der Gemeinde und soziale Medien nutzen.

§ 67 Beschlussfassung

(1) Der Gemeindevorstand fasst seine Beschlüsse in Sitzungen, die in der Regel 

nicht öffentlich sind. Der Vorsitzende kann Gemeindebedienstete zu den 

Sitzungen beiziehen. In einfachen Angelegenheiten können die Beschlüsse im 

Umlaufverfahren gefasst werden, wenn niemand widerspricht. 

(1) Der Gemeindevorstand fasst seine Beschlüsse in Sitzungen, die in der Regel nicht 

öffentlich sind. Der Vorsitzende kann Gemeindebedienstete zu den Sitzungen 

beiziehen.  Die Mitglieder des Gemeindevorstands können auch ohne 

Anwesenheit in der Sitzung im Wege der elektronischen Kommunikation an der 

Sitzung teilnehmen und ihre Mitgliederrechte ausüben (hybride Sitzung), sofern 

dies in der Einladung vorgesehen ist. Dies gilt nicht bei durchzuführenden Wahlen. 

Die Nichtöffentlichkeit der Sitzung ist auch in diesem Fall zu gewährleisten und 

durch eidesstattliche Versicherung zu Beginn der Legislaturperiode zu bestätigen. 

Sofern eine hybride Zuschaltung aus technischen Gründen nicht möglich ist, 

ändert dies an der Rechtswirksamkeit des Beschlusses nichts. 

§ 53 HGO bleibt unberührt.  In einfachen Angelegenheiten können die Beschlüsse 

im Umlaufverfahren gefasst werden. 
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Vorschläge zur Digitalisierung der HGO

(Stand: 28.02.2024)

aktuelle Gesetzeslage vorgeschlagene Änderungen 

§ 68 Beschlussfähigkeit

(1) Der Gemeindevorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 

Mitglieder anwesend sind. Der Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit bei Beginn 

der Sitzung fest; die Beschlussfähigkeit gilt so lange als vorhanden, bis das 

Gegenteil auf Antrag festgestellt wird. Der Antragsteller zählt zu den anwesenden 

Mitgliedern.

(1) Der Gemeindevorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 

Mitglieder in Präsenz oder hybrid anwesend sind. Der Vorsitzende stellt die 

Beschlussfähigkeit bei Beginn der Sitzung fest; die Beschlussfähigkeit gilt so lange als 

vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag festgestellt wird. Der Antragsteller zählt zu 

den teilnehmenden Mitgliedern. 

(3) Besteht bei mehr als der Hälfte der Gemeindevertreter ein gesetzlicher Grund, 

der ihrer Anwesenheit entgegensteht, so ist die Gemeindevertretung ohne 

Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Gemeindevertreter beschlussfähig. 

(3) Besteht bei mehr als der Hälfte der Gemeindevertreter ein gesetzlicher Grund, 

der ihrer Teilnahme entgegensteht, so ist die Gemeindevertretung ohne Rücksicht 

auf die Zahl der anwesenden Gemeindevertreter beschlussfähig. 

§ 82 Wahl und Aufgaben (Ortsbeiräte)

(6) Für den Geschäftsgang des Ortsbeirats gelten sinngemäß die Vorschriften der 

§§ 52 bis 55, des § 57 Abs. 2, des § 58 Abs. 1 bis 6, des § 61, des § 62 Abs. 5 Satz 

2, Abs. 6 und des § 63 Abs. 3 und 4; die Vorschrift des § 56 gilt sinngemäß mit den 

Maßgaben, dass der neu gewählte Ortsbeirat zum ersten Mal binnen sechs 

Wochen nach Beginn der Wahlzeit zusammentritt und die Ladung durch den 

bisherigen Ortsvorsteher erfolgt sowie dass der Ortsbeirat mindestens viermal im 

Jahr zusammentritt. Für die erste Sitzung nach der Einrichtung eines Ortsbeirats 

gelten die Vorschriften des § 56 Abs. 2 und des § 57 Abs. 1 Satz 3 sinngemäß.

(6) Für den Geschäftsgang des Ortsbeirats gelten sinngemäß die Vorschriften der §§ 

52 bis 55, des § 57 Abs. 2, des § 58 Abs. 1 bis 6,

§ 58a, des § 61, des § 62 Abs. 5 Satz 2, Abs. 6 und des § 63 Abs. 3 und 4; die 

Vorschrift des § 56 gilt sinngemäß mit den Maßgaben, dass der neu gewählte 

Ortsbeirat zum ersten Mal binnen sechs Wochen nach Beginn der Wahlzeit 

zusammentritt und die Ladung durch den bisherigen Ortsvorsteher erfolgt sowie 

dass der Ortsbeirat mindestens viermal im Jahr zusammentritt. Für die erste Sitzung 

nach der Einrichtung eines Ortsbeirats gelten die Vorschriften des § 56 Abs. 2 und 

des § 57 Abs. 1 Satz 3 sinngemäß.
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